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A. Einleitung

Der freiheitliche Verfassungsstaat lebt von der Treue seiner Bürger. In einem
ersten Reflex wird jeder zunächst einmal dieser These zustimmen. Weniger Ein-
mütigkeit dürfte hingegen eine daraus abgeleitete allgemeine Pflicht zur Verfas-
sungstreue als normative Anforderung an die Staatsbürger hervorrufen. Während
der Philosoph unwillkürlich vor einem unzulässigen Schluss von einer Existenz-
bedingung des Staates auf eine Anforderung an dessen Bürger warnt, verweist
der Staatsrechtler ebenso reflexhaft auf das viel beachtete Böckenförde-Diktum:
„Der freiheitliche, säkularisierte Staat lebt von Voraussetzungen, die er selbst
nicht garantieren kann. Das ist das große Wagnis, das er, um der Freiheit willen,
eingegangen ist.“1

Die vorliegende Abhandlung geht gleich mehrere Wagnisse ein. Eines davon
besteht in dem Versuch, für einige Dilemmata des freiheitlichen Verfassungsstaa-
tes handhabbare Lösungen aufzuzeigen. Ein solches Vorhaben wird Widerstand
gegen so manche These oder Erkenntnis hervorrufen. Das ist unvermeidbar. Es
gehört zur Eigenart normativer Wissenschaften, dass ein bestimmtes Problem mit
ehrgeizigem Begründungsaufwand bei konträrer Werthaltung ebenso gut auch
ganz anders gelöst werden könnte. Ein weiteres Wagnis besteht in dem Versuch,
eine Gesamtkonzeption staatsbürgerlicher Verfassungstreue im freiheitlichen Ver-
fassungsstaat vorzuschlagen. Diese wird aus der Analyse unterschiedlicher nor-
mativer Quellen abgeleitet. Die Konzeption erhebt den Anspruch, die Verwirk-
lichung von Freiheit im Fokus zu haben. Das kann angesichts so mancher Zu-
mutungen der Freiheit – und das gehört dann eben auch zu dem Wagnis – die
umfassende Anerkennung der Konzeption erschweren. Die persönliche Wertüber-
zeugung kann den Leser dazu verleiten, die unterbreiteten Vorschläge an der ein
oder anderen Stelle modifizieren oder gänzlich ablehnen zu wollen.

Das Einbürgerungsrecht ist mit seinem Treuebekenntnis sowohl Anlass für die
Frage nach den Anforderungen an den Staatsbürger überhaupt als auch migrations-
rechtlicher Bezugsrahmen der Arbeit. Insoweit wird die einbürgerungsrechtliche
Regelungskonzeption zur allgemeinen Konzeption staatsbürgerlicher Verfassungs-
treue in Beziehung gesetzt. Das ermöglicht eine migrationsrechtliche Kontextua-
lisierung des Untersuchungsgegenstandes.

1 Ernst-Wolfgang Böckenförde, Staat, Gesellschaft, Freiheit, S. 60; ders., Der Staat
als sittlicher Staat, S. 37; ders., Recht, Staat, Freiheit, S. 112.



I. Verfassungstreue im Einbürgerungsrecht als Ausgangspunkt

Ein Ausländer, der einen Anspruch auf Aufnahme in den deutschen Staatsver-
band im Wege der Einbürgerung erwerben will, muss nach § 10 StAG eine Reihe
an Voraussetzungen erfüllen. An erster und damit prominenter Stelle fordert die
Norm von einem Bewerber die Abgabe eines so genannten Treuebekenntnisses.
So muss sich der Einbürgerungswillige insbesondere „zur freiheitlichen demokra-
tischen Grundordnung des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland
bekenn[en]“ (§ 10 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Hs. 1 StAG). Im Zusammenhang damit muss
er ferner „erklär[en], dass er keine Bestrebungen verfolgt oder unterstützt oder
verfolgt oder unterstützt hat, die [. . .] gegen die freiheitliche demokratische
Grundordnung, den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes
gerichtet sind oder [. . .] [zumindest] glaubhaft mach[en], dass er sich von der
früheren Verfolgung oder Unterstützung derartiger Bestrebungen abgewandt hat“
(§ 10 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Hs. 2 StAG) – so genannte Loyalitätserklärung. Eine Ein-
bürgerung ist zudem nach § 11 S. 1 Nr. 1 StAG unter anderem dann ausgeschlos-
sen, „wenn [. . .] tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass der
Ausländer Bestrebungen verfolgt oder unterstützt oder verfolgt oder unterstützt
hat, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestand oder
die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind“. Zusätzlich ist vor
der Aushändigung der Einbürgerungsurkunde das folgende „feierliche [. . .] Be-
kenntnis“ abzugeben: „Ich erkläre feierlich, dass ich das Grundgesetz und die
Gesetze der Bundesrepublik Deutschland achten und alles unterlassen werde, was
ihr schaden könnte“ (§ 16 S. 2 StAG).

Die Zusammenschau dieser Bestimmungen lässt erkennen, dass das Einbürge-
rungsrecht in besonderem Maße Anforderungen an die Verfassungstreue jener
Menschen stellt, die den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit anstreben.
Gemeinsamer Zweck dieser Bestimmungen ist es vor allem, die Einbürgerung
von Verfassungsfeinden und die daraus entstehenden Gefahren für die staatliche
Ordnung zu verhindern.2 Ob diese mehrfache Absicherung gegen die Aufnahme
von Verfassungsfeinden lediglich eine Art „symbolische[r] Terrorismusabwehr“3

darstellt oder auch materielle Konsequenzen hat, bleibt im Rahmen der staatsan-
gehörigkeitsrechtlichen Dogmatik zu diskutieren.

Auf einer ganz grundsätzlichen Ebene bietet das Zusammenspiel so unter-
schiedlicher Voraussetzungen, die vom Unterlassen verfassungsfeindlicher Be-
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2 Zum Anlass der dem heutigen § 11 StAG entsprechenden Vorschrift vgl. BT-Drs.
14/533, S. 18 f. [„Dadurch soll die Einbürgerung etwa von PKK-Aktivisten oder radika-
len Islamisten auch dann verhindert werden, wenn entsprechende Bestrebungen nicht
sicher nachgewiesen werden können.“]; vgl. insbesondere zum Zweck des Treuebe-
kenntnisses Kay Hailbronner/Jan Hecker, in: Hailbronner/Maaßen/Hecker/Kau (Hrsg.),
Staatsangehörigkeitsrecht, StAG-Kommentar, § 10 Rn. 15a.

3 Uwe Berlit, in: Fritz/Vormeier (Hrsg.), GK-StAR, StAG-Kommentar, § 10 Rn. 14.



strebungen (§ 11 StAG) bis hin zur Abgabe von positiven Bekenntnissen und
Erklärungen (§§ 10 und 16 StAG) reichen, Anlass, danach zu fragen, welche An-
forderungen an die Verfassungstreue eines Einbürgerungsbewerbers überhaupt
gestellt werden dürfen. Der triviale Hinweis, dass der Bewerber nach der Einbür-
gerung zu einem „ganz normalen“ Staatsbürger wird – er also ein potenzieller
zukünftiger Staatsbürger ist –, führt ohne große gedankliche Umwege schließlich
zur Frage nach den Anforderungen an die Verfassungstreue des Staatsbürgers im
Allgemeinen. Denn die Aufstellung eines Kanons an Voraussetzungen für den
Erwerb des Staatsbürgerstatus legt die Vermutung nahe, dass damit ein gesetzge-
berisches „Ideal“-Bild des deutschen Staatsbürgers gezeichnet wird. Erst wer die
Bedingungen erfüllt, kann den Bürgerstatus erwerben. Dies provoziert zu der
Frage, wie dies mit den Anforderungen an diejenigen Bürger vereinbar ist, die
bereits kraft Geburt – ohne weiteres – Deutsche werden. Zwei Möglichkeiten
sind denkbar: Entweder es gibt zwei unterschiedliche Staatsbürgerschaften – de-
rivativ und originär – mit dauerhaft abweichenden Anforderungsmaximen. Oder
es besteht hinsichtlich der Anforderungen lediglich eine Diskrepanz zwischen
den Bewerbern für die Einbürgerung und den Inhabern der Staatsbürgerschaft. In
beiden Fällen müssen die Anforderungen an die Staatsbürger zunächst bestimmt
werden, um sie sodann mit den Anforderungen an die Einbürgerungsbewerber zu
vergleichen.

Das Bekenntnis zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung steht in die-
sem Zusammenhang im besonderen Fokus. Indem der Staat von einem einbürge-
rungswilligen Ausländer nämlich ein solches Treuebekenntnis verlangt, zeigt er,
dass er die Zugehörigkeit zum deutschen Staatsverband von der Identifikation
mit seiner Verfassungsordnung abhängig machen will. Es ist zwar umstritten, ob
das abgegebene Bekenntnis überhaupt materiell wahr sein muss oder ob die bloß
formelle Abgabe eines gar nicht ernst gemeinten Bekenntnisses ausreicht.4 Das
Ergebnis dieses Streits ist dogmatisch und rechtspraktisch durchaus von Rele-
vanz. Es ändert jedoch nichts daran, dass durch die Bekenntnisanforderung eine
Identifikation in tatsächlicher Hinsicht gesetzgeberisch zumindest intendiert
wird. Die Anforderungen an die Verfassungstreue sind dadurch prima facie nicht
mehr allein dadurch gekennzeichnet, dass ein bestimmtes äußeres Verhalten nor-
miert wird. Es bedarf vielmehr einer Haltung innerer Zustimmung im Sinne einer
Identifikation mit der Verfassungsordnung. Diese innere Haltung soll zudem
durch das Bekenntnis nach außen kundgetan werden. Zwar muss ein solches Be-
kenntnis de lege lata von Inhabern einer originär – durch Geburt – erworbenen
Staatsangehörigkeit jedenfalls nicht positiv abgegeben werden. Dennoch wirft
vor allem das einbürgerungsrechtliche Treuebekenntnis besondere Fragen auf.
Etwa die, ob der Staat von seinen Bürgern Verfassungstreue im Sinne einer Iden-
tifikation mit der verfassungsmäßig konstituierten Ordnung überhaupt fordern

I. Verfassungstreue im Einbürgerungsrecht als Ausgangspunkt 17

4 Vgl. dazu G. I. 1. a) bb).


